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Beschluß 
des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung 
beraten und beschlossen: 

Gesetzentwurf der Staatsregierung 

Drs. 14/1583, 14/2340 

Gesetz zur Änderung polizeirechtlicher Vorschriften 

 

§ 1 

Änderung des Polizeiaufgabengesetzes 

 

Art. 38 Abs. 2 des Gesetzes über die Aufgaben und Befug-
nisse der Bayerischen Staatlichen Polizei (Polizeiaufgaben-
gesetz - PAG -) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
14. September 1990 (GVBl S. 397, BayRS 2012-1-1-I), 
zuletzt geändert durch § 1 des Gesetzes vom 10. Juli 1998 
(GVBl S. 383), wird wie folgt geändert: 

1. Satz 3 erhält folgende Fassung: 

„3Die nach Art. 37 Abs. 3 festzulegenden Prüfungster-
mine oder Aufbewahrungsfristen betragen in der Regel 
bei Erwachsenen zehn Jahre, bei Jugendlichen fünf Jah-
re und bei Kindern zwei Jahre (Regelfristen).“ 

2. Es wird folgender Satz 6 angefügt: 

„6Werden innerhalb der Frist der Sätze 3 bis 5 weitere 
personenbezogene Daten über dieselbe Person gespei-
chert, so gilt für alle Speicherungen gemeinsam der 
Prüfungstermin, der als letzter eintritt, oder die Aufbe-
wahrungsfrist, die als letzte endet.“ 

 

§ 2 

Änderung des Polizeiorganisationsgesetzes 

 

Das Gesetz über die Organisation der Bayerischen Staatli-
chen Polizei  (Polizeiorganisationsgesetz - POG -) BayRS 
2012-2-1-I, zuletzt geändert durch § 1 des Gesetzes vom 
26. Juli 1997 (GVBl S. 342), wird wie folgt geändert: 

1. Art. 7 Abs. 3 Nr. 1 erhält folgende Fassung: 

„1. der Kernenergie-, Sprengstoff- und Strahlungsstraf-
taten in den Fällen der §§ 307, 308 Abs. 1 bis 4, 
309 bis 312, 326 Abs. 1 Nr. 3 dritte Alternative, 
auch in Verbindung mit Abs. 2, 4 und 5, 326 
Abs. 3, 327 Abs. 1 und 3 Nr. 1, 328, 330 des 
Strafgesetzbuchs und der Straftaten nach § 40 des 
Sprengstoffgesetzes und nach §§ 19, 20, 22 a des 
Gesetzes über die Kontrolle von Kriegswaffen;“ 

2. In Art. 11 Abs. 2 wird „§ 5 Abs. 3 Nr. 1 und § 6 Abs. 1 
Satz 1 des Gesetzes über die Einrichtung eines Bundes-
kriminalpolizeiamtes (Bundeskriminalamtes)“ ersetzt 
durch „§ 4 Abs. 2 Nr. 1 und § 17 Abs. 1 Satz 1 des Ge-
setzes über das Bundeskriminalamt und die Zusam-
menarbeit des Bundes und der Länder in kriminalpoli-
zeilichen Angelegenheiten“. 

 
§ 3 

In-Kraft-Treten 

 
Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2000 in Kraft. 

Der Präsident: 

Böhm 
 


